
Die OSZE im Zusammenhang der europäischen Politik

HEINRICH SCHNEIDER

Mit Anfang 2002 ging der OSZE-Vorsitz an Portugal über; der zunächst amtieren-
de Vorsitzende, Außenminister Jaime Gama, gab das Amt im April infolge einer
Regierungsumbildung an Antonio Martins da Cruz ab. In der Troika sind Rumänien
und die Niederlande vertreten, die 2003 den Vorsitz führen werden.

Der Bukarester Ministerrat: Terrorismus als neuer Akzent,
sonst kaum Fortschritte

Auch für 2001/20021 kann die jährliche Ministerratstagung als Brennspiegel für die
Arbeit der Organisation gelten; sie fand unter dem scheidenden rumänischen Vor-
sitz am 3./4. Dezember 2001 in Bukarest statt. Erwartungsgemäß war der Kampf
gegen den Terrorismus das „Thema eins": Die Minister verabschiedeten einen „Ak-
tionsplan zur Bekämpfung des Terrorismus"2, der vor allem auf die Ausweitung und
Vertiefung ohnehin eingeleiteter Aktivitäten abstellt, vornehmlich auf die Eindäm-
mung von Beweggründen und Anlässen für den Terrorismus:

- durch die Förderung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit,
- durch Aktionen zur interethnischen, interreligiösen und interkulturellen Verstän-

digung,
- durch Maßnahmen gegen „bad governance", Korruption, Schattenwirtschaft,

organisierte Kriminalität, soziale Klüfte, Massenarmut u.a. Extremismus und
Verzweiflung fördernde Zustände,

- durch Konfliktverhütung, friedliche Streitregelung und Krisenbewältigung,
- durch verstärkte Förderung des Ausbaus der Rechtsordnung, des Justizwesens

und der Polizei in Ländern, wo das gewünscht wird, u.a. durch Beratung sowie
durch Ausbildung.

Es werden jedoch auch spezifische Maßnahmen in Aussicht genommen oder gefor-
dert, z.B.:

- der Beitritt der Teilnehmerstaaten zu den 12 der Terrorbekämpfung dienenden
UN-Konventionen (soweit noch nicht geschehen),

- die Fortbildung einzelstaatlicher Rechtsvorschriften zur Bekämpfung des
Terrorismus und damit verbundener Aktivitäten, unter Wahrung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten.

Zur Umsetzung des „Aktionsplans" wurden alle OSZE-Institutionen aufgefordert,
je eigene Arbeitspläne („Road Maps") für ihre eigenen Arbeitsfelder zu erstellen,
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den dafür auftretenden Finanzbedarf mit dem Sekretariat zu klären, Umsetzungs-
konzepte zu erarbeiten und deren Durchführung (auch unter Einschluß der Vor-Ort-
Missionen) in die Wege zu leiten. Der Ständige Rat (StR) soll die Aktivitäten super-
vidieren und kontrollieren. Im übrigen wurde in Bukarest die übliche Erklärung zur
Lage verabschiedet - mit Aussagen

- zu Südosteuropa und zu den dort manifesten Konflikten und Bemühungen,
- zum Moldova/Transnistrien-Konflikt,
- zu den Konflikten in und um Georgien (Südossetien, Abchasien),
- zu den georgisch-russischen Beziehungen,
- zu positiven und besorgniserregenden Entwicklungen in Zentralasien,
- zum Nagorno-Karabach-Konflikt zwischen Armenien und Aserbaidschan.

Allemal werden die betroffenen Akteure zur Kooperations- und Verständigungsbe-
reitschaft aufgefordert, das Ausbleiben von Lösungsversuchen bedauert, zuweilen
Fortschritte begrüßt und das Interesse und das Engagement der OSZE bekräftigt -
sie ist ja in all den angesprochenen Konfliktgegenden mit Vor-Ort-Missionen oder
Verbindungsbüros vertreten.

Insgesamt offenbart die Erklärung den Eindruck guten Willens, gepaart mit rela-
tiver Ohnmacht. Im Vergleich zu früheren Ministerrats- und Gipfelerklärungen fällt
das Fehlen irgendwelcher Hinweise auf das Tschetschenienproblem auf.

Ein weiterer Beschluss zieht das Fazit aus einem Reflexionsprozess der OSZE
über Möglichkeiten und Grenzen ihres Wirkens und über Folgerungen für die Kräf-
tigung ihrer Handlungsmöglichkeiten - gemäß einem besonderen Anliegen des
rumänischen Vorsitzes, auch deshalb, weil die 1999 verabschiedete „Sicherheits-
charta" zwar viele gut klingende Formulierungen enthält, aber hinter den Erwartun-
gen mancher Teilnehmerstaaten zu einer Stärkung und Aufwertung der OSZE-
Potenz deutlich zurückblieb. Dass dieser Beschluss, gemäß der Überschrift, der
„Förderung der Rolle der OSZE als Forum für den politischen Dialog" gewidmet
wurde, deutet an, dass die Minister den darüber hinausgehenden normativen und
operativen Dimensionen der OSZE eher nachgeordneten Stellenwert zusprechen.
Das ist ein weiterer Abgesang auf das Vorhaben, der OSZE die Hauptverantwortung
für die europäische Sicherheit zu übertragen.3

In diesem Text definierte der Ministerrat die Aufgaben des Ständigen Rats und
des Sicherheitsforums (Forum für Sicherheitskooperation, FSK) präziser, sprach
sich für eine stärkere Ankoppelung der FSK-Arbeit an die des StR aus, würdigte die
Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen Versammlung und plädierte für die
Fortführung der Bemühungen um die Rechtspersönlichkeit der Organisation - zu-
sammengefasst doch eine eher bescheidene Bilanz. Im übrigen forderten die Minis-
ter den StR auf, einigen Anliegen besondere Aufmerksamkeit zu widmen, etwa:

- dem Kampf gegen aggressiven Nationalismus und Chauvinismus, Rassismus,
Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und gewaltbereiten Extremismus,

- den Bemühungen der Teilnehmerstaaten im Kampf gegen den Menschenhandel
und Menschenschmuggel,

- den Bemühungen um die Lage der Roma und Sinti,
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- der Verstärkung der OSZE-Aktivitäten im Bereich des Polizeiwesens (insbeson-
dere der entsprechenden Beratungs-, Ausbildungs- und Fortbildungsmaßnah-
men), Koordinierung und Effektivität entsprechender Projekte und Maßnahmen
soll u.a. vermittels regelmäßiger Expertentreffen verbessert werden.

Terrorismusbekämpfung: Neuer Vorrang für ein altes Aufgabenfeld

Mit den Bukarester Beschlüssen hat sich die OSZE in den „main stream" der inter-
nationalen Sicherheitspolitik eingefügt und den Terrorismus samt seiner Bekämp-
fung an die erste Stelle der Aufgabenliste gesetzt. Auf der Agenda war das Thema
allerdings schon längst.4 Nach dem 11. September 2001 gab es - auch zur Vor-
bereitung von Bukarest - eine Vielzahl von Vorschlägen und Debatten; besonders
engagiert waren, als Vorsitzender (2001) Außenminister Mircea Geoana und die
russische Delegation. Ende Januar 2002 ernannte der neue Vorsitz den Dänen Jan
Troejborg zum Sondervertreter für die Terrorismusbekämpfung. Dieser, früher Ver-
teidigungsminister, meinte bei der Darlegung seines Arbeitsprogramms vor dem
StR, ein besonders wichtiger Beitrag der OSZE könne darin liegen, dass durch die
Förderung von „good governance" die Chancen für die Entstehung terroristischer
Intentionen und Gruppen reduziert würden - ganz entsprechend dem Generaltenor
von Bukarest: Es geht nicht so sehr um spektakuläre neue Strategien und Maßnah-
men, sondern um die Adjustierung ohnehin vorhandener und um den Aufweis ihres
Nutzens für die Eindämmung, Bekämpfung und, sozusagen, Austrockung des inter-
nationalen Terrorismus. Der StR hat eine Arbeitsgruppe für Terrorismusfragen
gebildet, der eine „Terrorism Task Force" im Sekretariat zugeordnet wurde.

Ein Hauptaugenmerk galt der schrittweisen Konkretisierung des Bukarester
„Aktionsplans". Gegen Halbjahresende legte der Vorsitz dem StR eine erste Dis-
kussionsvorlage „Elemente für eine OSZE-Charta zur Verhinderung und Bekämp-
fung des Terrorismus" vor - eine ehrgeizige Auflistung von Prinzipien und Hand-
lungsoptionen für eine ganze Reihe sensibler Gebiete, wie politisch-diplomatische
(z.B. Beitritt zu einschlägigen UN-Resolutionen), legislative und justizielle (z.B.
effektivere Verfolgung terrorbegünstigender Handlungen, von Asylmißbrauch
usw.), sicherheitsbezogene (Ausbau entsprechender Dienste, Informationsaus-
tausch, Flughafenüberwachung usw.), finanzielle (z.B. Eingriffe in das Bankge-
heimnis), kulturelle und kommunikationspolitische (Vorgehen gegen Internet-Miß-
brauch, öffentliche Bewußtseinsbildung u.a.m.) sowie soziale (z.B. Fürsorge für
Terrorismusopfer).

Auch das Sicherheitsforum (FSK) widmete sich dem nunmehrigen „Thema
eins"; dies führte Ende März 2002 zur Verabschiedung eines Arbeitsplans („Road
Map"). Er entsprach der generellen Linie, bereits ins Werk gesetzte Maßnahmen für
die Bekämpfung des Terrorismus zu nutzen; das gilt insbesondere:

(I) für das 2002 erarbeitete Dokument über Klein- und Leichtwaffen („Small Arms
and Light Weapons", SALW) und seine Umsetzung, sowie

(II) für den 1999 angenommenen „Verhaltenskodex zu politisch-militärischen
Fragen der Sicherheit" („Code of Conduct", CoC).
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Zu I: Das SALW-Dokument bezweckte die Verhinderung der destabilisierenden
Verbreitung und Anhäufung von SALW, die Unterbindung eines „schwarzen
Markts" dafür, und die Reduzierung und Vernichtung von Überschussbeständen.
Dazu einigten sich die Staaten vor allem auf Maßnahmen wie:

- die Kontrolle der Produktion, die Kennzeichnung und Registrierung aller
Systeme,

- die Sicherstellung der Import- und Export-Transparenz,
- den gegenseitigen Informationsaustausch dazu (jeweils im Juni, erstmals 2001).
- Im Februar 2002 fand ein Workshop zur SALW-Implementationsbewertung,

auch in der Anti-Terrrorismus-Perspektive statt. Maßnahmen zur Steierung der
Ergibigkeit des Informationsaustauschs (z.B. in Form eines „Best Practice
Guide" und einer Beantwortungshilfe für den entsprechenden Fragebogen) wur-
den in Angriff genommen. Beabsichtigt ist auch die Unterstützung von Staaten,
die das wünschen, bei ihren Maßnahmen zur Sicherung oder Vernichtung über-
zähliger Kleinwaffen- und Munitionsbestände, sodass diese nicht Terroristen-
gruppen in die Hände fallen können.

- Besonderes Augenmerk will das FSK der Einbeziehung der SALW-Problematik
in die OSZE-Politiken zur Frühwarnung, Konfliktprävention, Krisenbewälti-
gung und Konfliktnachsorge widmen, das Wirken der in verschiedenen Konflikt-
zonen stationierten Vor-Ort-Missionen eingeschlossen.

Zu II: Der CoC sieht nicht nur ein Zusammenwirken der Staaten zur Terrorismus-
verhütung und -bekämpfung vor, sondern bildet auch die Basis für eine jährliche
gegenseitige Berichterstattung über entsprechende Maßnahmen.5 Die verbesserte
Nutzung der Verabredungen und Mechanismen im Dienst der Terrorismusbe-
kämpfung soll im Rahmen der dritten „Follow-Up Conference" zum CoC am im
September 2002 behandelt werden.

Die Befassung des FSK mit dem Terrorismus-Thema ging hierin nicht auf. Im
Mai 2002 veranstaltete es ein Expertentreffen zur Terrorismusbekämpfung inner-
halb politisch-militärischen Dimension der OSZE (d.h. im Aufgabengebiet des
FSK). Es diente erstens dem Informationsaustausch und der Erörterung von Grund-
satzanalysen und Einschätzungen der mit dem 11. September 2001 ausgelösten
oder deutlicher gewordenen Veränderungen der Sicherheitslage. Erfordernisse der
multinationalen und multi-dimensionalen Koordinierung und Integration der Anti-
Terrorismus-Politik wurden aus unterschiedlicher Perspektive beleuchtet. Ferner
standen u.a. die Reaktionsmöglichkeiten der OSZE und ihrer Mitgliedstaaten und
die Behebung entsprechender Unzulänglichkeiten zur Debatte, rund drei Dutzend
konkrete Vorschläge wurden zur Diskussion gestellt.6

Inwieweit sich die Bemühungen der OSZE an der Bekämpfung des Terrorismus
nach Maßgabe ihrer spezifischen Stärken und Möglichkeiten wirklich effektiv zu
einer profilierten Politik entwickeln lassen werden, steht noch dahin.
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Der Fortgang der regulären Arbeit des Ständigen Rats

Er stand zu einem nicht unerheblichen Teil im Zeichen der schon zur Routine
werdenden gängigen Agenda. Einen Hauptgegenstand bildete, wie üblich, die Erör-
terung aktueller sicherheitspolitischer Probleme, die bestimmte Teilnehmerstaaten
oder Staatengruppen zur Sprache bringen wollten. Sodann gab es immer wieder
„Gastauftritte" von Spitzenpolitikern aus Mitgliedstaaten oder Vertretern von inter-
nationalen Organisationen, mit denen die OSZE zusammenarbeitet, sowie Berichte
von OSZE-Funktionären - also von Leitern der OSZE-Institutionen wie den Hohen
Kommissar für Nationale Minderheiten (HKNM), den Direktor des Büros für
demokratische Institutionen und Menschenrechte (BDIMR) oder den Chef von Vor-
Ort-Missionen.

Auch der Haushalt liegt in der Verantwortung des StR. Nachdem es bereits in
den Vorjahren Budget- und Ressourcenprobleme gegeben hatte,7 kam es erst am 11.
April zur Annahme des Haushalts für 2002. In der Verschleppung des Budgetbe-
schlusses drückte sich der Unmut von Teilnehmerstaaten aus: Russland legte sich
z.B. quer, weil Moskau meinte, Estland und Lettland hätten durch das Auslaufen
der dortigen Missionen so etwas wie einen Freibrief für ihre Minderheitenpolitik er-
halten; andere Staaten waren umgekehrt ungehalten, weil die OSZE auf die Fort-
führung ihrer dortigen Missionen drängte (was in den Augen der Betroffenen den
Eindruck erweckte, sie hätten es nach Meinung der Mehrheit nach wie vor nötig,
überwacht zu werden). Mit dem Budgetbeschluss verband der StR die Annahme
eines neuen Beitragsschlüssels, der für bestimmte Finanzierungsbereiche eine Ent-
lastung für die kaukasischen und die zentralasiatischen Staaten brachte.

Der Gesamtumfang des Haushalts reduzierte sich abermals - 2002 auf 177,5
MM. Euro, gegenüber 191 MM. Euro für 2001 und über 211 MM. Euro für 2000.
Die Finanzierung der „Großmissionen" (Kosovo, Bosnien und Herzegowina, Ma-
zedonien) erfordert im Jahr 2002 noch 95,5 MM. Euro; 2001 hatten die Groß-
missionen 133,67 MM. Euro und im Jahre 2000 volle 162,6 MM. Euro erfordert.
Für sonstige Missionen und Vor-Ort-Einsätze werden im laufenden Jahr über 48
MM. Euro aufgewandt. Bedenkt man, dass die „ortsfesten" Institutionen wie der
HKNM (in Den Haag) oder das BDIMR (in Warschau) ganz überwiegend operativ
tätig sind und auch das Sekretariat überwiegend Dienstleistungen für das operative
Wirken erbringt, ist der Budgetanteil für den laufenden Betrieb und die Verwaltung
bemerkenswert gering.

Zu den Aufgaben des Rats gehört auch die Disposition über organisatorische und
personelle Entwicklungen. In diesem Zusammenhang verdienen Entscheidungen
Erwähnung, in denen sich inhaltliche Akzentsetzungen widerspiegeln:

- die Wiederbestellung von Botschafter Jan Kubis als Generalsekretär,
- die Ernennung von Marcio Swiecicki (Polen) zum neuen Koordinator für

Wirtschafts- und Umweltaktivitäten,
- die Einsetzung des Briten Richard Monk als Berater für Polizeiangelegenheiten

im Sekretariat,
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- die Schaffung einer Anti-Terrorismus-Einheit im Sekretariat mit einem
Sonderberater,

- die Bestellung von SALW-Experten im Konfliktverhütungszentrum.

Die „politisch-militärische Dimension " - ein mühsames Geschäft des FSK

Auch das FSK widmete, wie erwähnt, dem Thema „Terrorismusbekämpfung" Zeit
und Mühe. Daneben wurden die herkömmlichen Gegenstände auch weiterhin auf
der Tagesordnung gehalten. Hochstimmung herrschte in der Berichtszeit, wenn
überhaupt, dann eher selten.

Die Mitgliedstaaten sehen im primären FSK-Aufgabenfeld - der Verhandlung
über neue Vereinbarungen zur Stärkung der militärischen Sicherheit - wenig Hand-
lungsbedarf. Erst recht bestehen kaum Konsenschancen über die Dringlichkeit
entsprechender Projekte. Für wirklich voranbringende Detailverbesserungen lassen
die Verabredungen über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen (VSBM,
namentlich das Wiener Dokument 1999) wenig Raum. Die jüngsten Veränderungen
der internationalen Sicherheitsszenerie würden zwar ziemlich weitgehende Neuent-
würfe von Instrumenten und Prozeduren kooperativer Sicherheitsvorsorge nahe-
legen, aber eine Einigung der Teilnehmerstaaten über ein entsprechendes, dem FSK
zu erteilendes Verhandlungsmandat ist nicht in Sicht.

Die schon im Anschluss an die russischen Tschetschenien-Operationen aufge-
worfene Frage nach der Geltung der VSBM-Vereinbarungen auch in Krisensituatio-
nen findet nach wie vor gegensätzliche Antworten. Das wurde wieder einmal anläß-
lich der letzten Tagung zur Überprüfung der Umsetzung von VSBM im März 2002
deutlich; das „Annual Implementation Assessment Meeting" (AIAM) ist in-
zwischen zum Forum für eine Generaldebatte über das Feld der VSBM unter Mit-
wirkung von Experten aus den nationalen Hauptstädten geworden, weil aktuelle
VSBM-Durchführungsprobleme monatlich in einer Arbeitsgruppe des FSK zur
Sprache gebracht werden. (Auch die Tagesordnung des AIAM 2002 war durch die
Einbeziehung des Terrorismus-Themas angereichert worden).

Befriedigung gab es im Frühjahr 2002 über die nach langwierigen Verhand-
lungen erreichte Einigung über die Modernisierung des OSZE-Kommunikations-
netzes.8 Das neue System wird leistungsfähiger sein als das alte, die Nutzung von
Internet-Möglichkeiten wird jedoch die Mehrkosten gegenüber anderen Varianten
erheblich vermindern.

Schließlich gehören zu den im FSK behandelten Angelegenheiten auch noch die
auf Grund des Rahmenabkommens von Dayton und Paris über Bosnien und Herze-
gowina eingerichteten VSBM- und Rüstungskontrollregime.

Über die Umsetzung der „engeren", auf den Artikeln II und IV des Anhangs I-B
zum Dayton-Abkommen beruhenden Regime9 berichtete zuletzt der vom OSZE-
Vorsitz betraute italienische General Claudio Zappulla: die Kooperationsbereit-
schaft der Beteiligten hat zugenommen, aber noch immer gibt es Schwierigkeiten,
u.a. weil die Republika Srpska und die Kroatisch-Bosniakische Föderation dem Ge-
samtstaat militärpolitische Zuständigkeiten absprechen und daher Inspektionen
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durch Teams aus Sarajewo nicht akzeptierern; hier spiegelt sich die nach wie vor
komplizierte „ordnungspolitische" Situation von Bosnien und Herzegowina wider.

Die Artikel-V-Verhandlungen hatten - unter Beteiligung auch der in der „Kon-
taktgruppe" vertretenen Großmächte - unter der Schirmherrschaft der OSZE im
März 1999 begonnen; sie wurden unter OSZE-Moderation (Botschafter Henry
Jacolin) mehr als zwei Jahre später beendet, und zwar mit der Verabschiedung eines
„Abschlussdokuments" anstelle des erst erstrebten Abkommens. Jahrelang hatten
Albanien und vor allem Jugoslawien die Fixierung substanzieller Truppenreduktio-
nen verweigert. Andererseits hatten die außenstehenden „Paten", ohne eigene Bei-
träge in Aussicht zu stellen, von den Staaten der Region die Einigung über rein re-
gionale Beschränkungen verlangt; das empfanden die Betroffenen als unangemes-
sene Einmischung. Erst der Belgrader Machtwechsel veränderte die Konstellation,
nahm aber dem Projekt die Dringlichkeit. Um zum Abschluss zu kommen, gab man
sich mit bloßen Empfehlungen zu vertrauensbildenden Maßnahmen zufrieden (In-
formationsaustausch, Inspektionen, militärische Kontakte und gemeinsame Übun-
gen, Zusammenarbeit in Bezug auf SALW und die Räumung und Vernichtung von
Landminen, u.dgl.).

Die „menschliche Dimension"

Der schwedische Nachfolger von Max van der Stoel als Minderheitenkommissar,
Rolf Ekeus, war weiter um die Lösung von Volksgruppenkonflikten und um die
Minderheitenförderung bemüht. Ein wichtiges Thema bildete das ungarische
„Status-Gesetz" zugunsten der Auslandsungarn (Ekeus engagierte sich u.a. für die
Verständigung von Ungarn und Rumänien). Einer der Erfolge des HKNM war die
Errichtung der albanisch-sprachigen Universität in Tetovo (Mazedonien).

Der scheidende BDIMR-Direktor Gerard Stoudmann (Schweiz) konnte eine um-
fangreiche Liste erfolgreicher Vorhaben vorlegen. Von einem bloßen Wahlbeobach-
tungs- und Seminarveranstaltungsbüro hat sich die Dienststelle zu einer vielfältig
tätigen Einrichtung mit 80 Mitarbeitern (noch 1998 waren es lediglich 40) entwick-
elt. Jährlich sind 10-15 Wahlbeobachtungsmissionen tätig. Erstmals wurde bei den
Präsidentenwahlen in Frankreich eine Wahlbeobachtung in einem westlichen Land
unternommen. Und dies nicht bloß als der formellen „Ausgewogenheit" zuliebe un-
ternommene Pflichtübung, sondern brachte lehrreiche Schlussfolgerungen. Im
Herbst 2002 sollen die deutschen Bundestagswahlen beobachtet werden. Insgesamt
laufen in über 20 Ländern derzeit über 100 BDIMR-eigene Projekte, nicht gerech-
net die Unterstützung solcher Projekte zur Entwicklung von Demokratie und
Rechts Staatlichkeit, die von OSZE-Vor-Ort-Missionen oder von anderen inter-
nationalen Organisationen durchgeführt werden.

Expertentreffen und Seminare wurden wieder zahlreichen zur „Human Dimen-
sion" gehörenden Themen gewidmet, wie den menschenrechtlichen Aspekten des
Justizsystems und des Strafvollzugs, der Religions- und Weltanschauungsfreiheit,
den Menschenrechtsaspekten des Polizei-Einsatzes, Problemen der Gleichberechti-
gung von Männern und Frauen, dem Menschenhandel u.a.m.
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Präsenz in Problemregionen bei Kooperation mit anderen internationalen
Akteuren

Die Arbeit der rund 20 Missionen ist weiterhin die operative Hauptfunktion der
OSZE. Über das Ende zweier Missionen im Baltikum wurde schon berichtet, eben-
so über die Reduktion mancher Missionen unter Berufung auf Befriedungs- und
Stabilisierungsfortschritte im betreffenden Gebiet. In einigen Stationierungsländern
gab es besondere Schwierigkeiten, so noch immer10 in Belarus. Ende 2001 trat der
bisherige Missionschef Hans-Georg Wieck (in Minsk „persona non grata") in den
Ruhestand, sein Nachfolger durfte nicht einreisen, dem zwischenzeitlich geschäfts-
führenden Missionschef wurde die Visumsverlängerung verweigert. Die Mission,
die nur noch ein Mitglied umfasst, wird von der Regierung trotz der vereinbarten
Unterstützungsaufgabe nicht in Anspruch genommen.

Zunehmend bewährt sich das arbeitsteilige Miteinander von OSZE-Missionen
mit den Vor-Ort-Präsenzen anderer internationaler Organisationen. Das gilt z.B. für
die Mission in Bosnien-Herzegovina (nun unter Robert Beecroft) und ihre Zusam-
menarbeit u.a. mit dem High Representative (nach Wolfgang Petritsch seit Ende
Mai 2002 Lord Paddy Ashdown), und für das Zusammenwirken der Mission im
Kosovo (unter Pascal Fieschi) mit der von Michael Steiner geleiteten UN-Mission.

Fazit
Die OSZE fügt sich den Gefügen und Regimen der internationalen interinstitutio-
nellen Zusammenarbeit ein, sie leistet gute, durchaus geschätzte Dienste, ihre
Möglichkeiten zur gestaltenden Einwirkung auf die europäische Kooperations- und
Sicherheitsarchitektur haben jedoch eher weiter abgenommen.

Anmerkungen
1. Der Beitrag wurde zu Beginn der Sommerpause

im Juli 2002 abgeschlossen.
2. Anhang zum Bukarester Ministerratsbeschluß

Nr. 1, siehe Dokument MC.DOC/2/01.
3. Vgl. die Berichte in den vorigen Bänden dieses

Jahrbuchs.
4. Schon die Helsinki-Schlußakte (1975) enthielt

ein Verbot der Unterstützung terroristischer Ak-
tivitäten; 1992 beschlossen die Staats- und Re-
gierungschefs ausdrücklich die Zusammenar-
beit gegen terroristische Akte; 1994 verpflichte-
ten sie sich in Budapest mit dem Artikel 6 des
„Code of Conduct" ihrer Bekämpfung und Ver-
hinderung, 1998 beschloß das FSK eine jährli-
che Befragung der Staaten u.a. über ihre Anti-
Terror-Maßnahmen; 1999 antworteten 43, 2000
bereits 45 und 2001 schon 47 Staaten).

5. Vgl. Anm. 4.
6. Vgl. den Bericht des (türkischen) Vorsitzes, Do-

kument FSC.GAL/63/02 (27.05.2002). Es ist
Sache des FSK, solche Vorschläge und Anre-

gungen aufzugreifen und zu Beschlußvorlagen
weiterzuentwickeln.

7. Vgl. den Bericht des Verfassers im Jahrbuch
2000/2001, S 485-494 ,hier S. 491.

8. Zum vorangehenden Tauziehen vgl. den Be-
richt im Jahrbuch 2001/2002, hier S. 493.

9. Der Anhang I-B zum Dayton-"Rahmenabkom-
men" ist das „Agreement on Regional Stabili-
zation". Es sah in Art. II vor, dass sich die Kon-
fliktparteien in Bosnien und Herzegowina auf
VSBM einigen. Art. IV sah Arms Control-Ver-
einbarungen zwischen den fünf am Krieg betei-
ligten Staaten vor (also zwischen den drei von
Art. II betroffenen Staaten sowie der Bundesre-
publik Jugoslawien und Kroatien). Art. V sah
Vereinbarungen in einem noch weiteren süd-
osteuropäischen Rahmen vor, zwischen den
genannten fünf Staaten sowie ihren Nachbarn
Albanien, Bulgarien, Griechenland Ungarn,
Rumänien und Türkei.

10. Vgl. den Bericht im Jahrbuch 200/2001, S. 490.
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